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mündlicher Geschäftsbericht zur 54. Ordentlichen Bezirkskonferenz

der IG Metall Baden-Württemberg

am 24. Juni 2003 in Sindelfingen

(es gilt das gesprochene Wort)

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

werte Gäste,

bevor ich zum eigentlichen Geschäftsbericht der Bezirksleitung seit unserer letzten Bezirkskonferenz im Juni 2002 komme, will ich euch eine gute Nachricht überbringen. 

Der gemeinsame Entgeltrahmentarifvertrag ist geschafft. Wir haben am Samstagfrüh um 5.00 Uhr einen Knoten dran gemacht und am Montagfrüh um 5.00 Uhr das Verhandlungsergebnis geschrieben, und gestern haben wir mit dem Verhandlungs​führer von Südwestmetall, Herrn Dr. Roell, dieses Tarifergebnis unterschrieben. Es geht im eigentlichen Sinne um fünf Verträge.

1.
Den ERA-Tarifvertrag, einschließlich Qualifizierung und Regelungen für Einsatzeingeschränkte;

2.
den Überleitungstarifvertrag, der die Frage bearbeitet, wie kommen wir von der alten in die neue Welt;

3.
um den Tarifvertrag zur Fortführung des Lohnrahmen II;

4.
den Tarifvertrag zum ERA-Anpassungsfonds und 

5. 
um die neue Entgelttabelle in unseren Entgeltabkommen einschließlich der Sockelbeträge für Leistungslöhner.

Klar, wie das in unserem Tarifgeschäft eben ist, wir haben Kompromisse geschlossen. Ich bin aber, ohne die Details hier jetzt anzusprechen, am Donnerstag tagt die Tarifkommission erstmalig und ich will ihrer Bewertung nicht vorgreifen, zufrieden. Wir haben tragfähige Kompromisse geschlossen. Ich bin überzeugt, wir haben ein großes Stück Zukunft gestaltet. Die IG Metall ist zuständig für das Heute, aber nicht weniger für die Zukunft. Der Entgeltrahmentarifvertrag ist ein gutes Stück Gestaltung für die Zukunft.

Unser Bezirk hat eine gute Tradition. Er war in der Vergangenheit Motor qualitativer Tarifpolitik. Unser Entgeltrahmentarifvertrag steht in dieser Tradition. Wir wollen in Zukunft Motor einer qualitativen Tarifpolitik sein. Unser Verhandlungsergebnis konnte nur gelingen, weil sich außerordentlich viele Kolleginnen und Kollegen in den verschiedensten Kommissionen und das Jahre hinweg eingebracht haben. Das war keine einsame Angelegenheit der Bezirksleitung oder von mir. Ich möchte ausdrücklich den vielen danken, die sich eingebracht haben, Ehrenamtliche wie Hauptamtliche. Herzlichen Dank an euch liebe Kolleginnen und Kollegen. Das Projekt Entgeltrahmentarifvertrag, das will ich euch schon einmal sagen, war auch und ist für mich die wahrscheinlichst größte und intellektuelle, psychische und physische Herausforderung, der ich mich jemals gestellt habe. Ich bin froh, dass wir nun ein akzeptables Verhandlungsergebnis haben. Ich bin wirklich froh. Franz Steinkühler sagte 1973 nach Abschluss des Lohnrahmen II, ich darf ihn zitieren: „die konkreten Normen des Tarifvertrages sind dabei mit betrieblichem Inhalt auszufüllen ..., das ist betriebsnahe Tarifpolitik“. ERA muss nun in den Betrieben umgesetzt werden. Das ist ein großes Stück Arbeit, das noch vor uns steht, und das wird unsere Kräfte über die nächsten fünf, sechs, sieben Jahre in Anspruch nehmen. Wir müssen ERA in die betriebliche Wirklichkeit überführen. Dies bedeutet, dass wir auch eine neue Art von Betriebspolitik finden müssen und werden. Es muss eine neue Verbindung zwischen Betriebspolitik und Tarifpolitik geben. Diese Aufgabe steht noch vor uns, liebe Kolleginnen und Kollegen.

I.   Einleitung

Vor wenigen Wochen haben die USA und ihre Alliierten den Krieg im Irak für beendet erklärt.

Nun können die Kriegsherren im Weißen Haus eine erste Bilanz ziehen. Sie ist ernüchternd. Trotz intensiver Suche wurden bisher keine Massenvernichtungswaffen gefunden: Saddam Hussein bleibt verschwunden, und im Irak werden bei Auseinandersetzungen noch immer Menschen getötet.

Deutlich wird auch, dass in den USA und England die Regierungen in ihrer Glaubwürdigkeit stark erschüttert sind und der Ruf nach Parlamentarischer Untersuchung laut wird.

Der Krieg gegen den Irak hat ein wesentliches Kriegsziel erreicht: Das diktatorische Regime von Saddam Hussein ist gestürzt. Ob im Ergebnis dies für das irakische Volk nationale Souveränität und Demokratie bedeutet - daran lässt sich berechtigt zweifeln. 

Wie jeder Krieg, hat auch dieser unzählige Opfer, menschliches Leid, Vertreibung und Zerstörung gebracht.
Millionen Menschen haben deshalb weltweit gegen diesen Krieg Stellung bezogen. Sie haben sich gegen einen Krieg gestellt, der durch kein Mandat der Völkergemeinschaft gedeckt ist, der in seinen Kriegsfolgen aber unabsehbare Risiken mit sich bringt, die die Gesamtheit der Völkergemeinschaft betreffen.

Wir haben als Deutsche unsere eigene Geschichte. Wir wissen: die Hetztiraden auf den Völkerbund in den 20-er Jahren des letzten Jahrhunderts gingen Hand in Hand mit einer Strategie der Militarisierung Deutschlands. Sie endete in Angriffskriegen und der Katastrophe des 2. Weltkrieges.

Die Neukonstituierung der UN nach 1945 wollte die aktive Friedenssicherung. Eine Friedenssicherung im Kontext des damaligen militärischen Patts zwischen den atomaren Supermächten.

Die Fragen, die sich heute nach Zerfall dieser Nachkriegskonstellation ergeben, sind deutlich sichtbar:

Wie entwickeln sich die Regeln der Völkergemeinschaft weiter? Gibt es sie noch, oder gilt wieder allein das Faustrecht des Stärkeren? 

Gibt es nach dem „Gleichgewicht des Schreckens“ eine Selbstorganisation der Völker, die ein friedliches Miteinander regelt, sich aber auch wehrhaft gegen Terrorismus, Gewalt und Menschenrechtsverletzung stellt? 

Braucht es hierzu wieder neue Blockbildungen und Allianzen, politisch und militärisch, und welche Rolle spielt Europa dabei? 

Diese Fragen sind von größter Bedeutung für die Sicherheit der Menschen. Nicht weniger für die Rahmenbedingungen des weltwirtschaftlichen Wachstums und die Chancen für eine so dringend notwendige gerechtere Verteilung von Wohlstand in unserer Welt.

Die Bundesregierung hat in ihrer Haltung zum Irak-Krieg nichts an Deutlichkeit vermissen lassen. Dies war und ist gut so. Sie hat hierbei die eindeutige Unterstützung der Gewerkschaften.

Der Bundeskanzler hat mehrfach deutlich gemacht: Man braucht mit den USA „eine Partnerschaft auf Augenhöhe“ - und dies bedeute eine stärkere gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäer. Doch diesen Worten müssen auch Taten folgen.

Das Projekt „Europäische Verfassung“ ist ein wichtiger und richtiger Schritt. Uns, die Gewerkschaften, stellt das zusammenwachsende Europa vor die unabwendbare Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit unseren Schwestergewerkschaften. Auch und gerade in den neuen Beitrittsländern. 2007 kommt schnell und damit die Freizügigkeit der Arbeit. Das ist eine der größten Herausforderungen vor der wir weiter stehen. Auch unsere Tarifpolitik wird unter Druck kommen. Diesem Druck zu wiederstehen und Europa sozial zu gestalten, das ist unsere Aufgabe, das ist unser Projekt.

II   Agenda 2010

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir haben in den letzten Wochen gegen den von allen Parteien des deutschen Bundestages beabsichtigten Sozialabbau Flagge gezeigt. Und wir haben gegen die Pläne der rot-grünen Bundesregierung demonstriert, die u.a. beim Krankengeld, beim Arbeitslosengeld und seiner Bezugsdauer einschneidende Veränderungen zu Lasten der Arbeitnehmer/innen vorsieht. Wir haben aber auch zu registrieren, dass trotz aller bisherigen Bemühungen dies nicht nur in Baden Württemberg keine Massenveranstaltungen waren.

Es geht bei dieser Auseinandersetzung um die Zukunft des Sozialstaates und um seine Substanz. Der Bundeskanzler hat vor 3 Monaten seine Agenda 2010 vorgelegt. Wie schon üblich sagt er: Basta! Und droht mit seinem Rücktritt. Die Sozialdemokratie ist ihm nach anfänglichem Zögern auf dem Sonderparteitag am 1. Juni mit großer Mehrheit gefolgt. 

Ich will grundsätzlich festhalten:

Die Krise unserer Sozialsysteme ist nicht herbeigeredet. Sie hat ihre objektiven Gründe im mangelnden Wirtschaftswachstum, in der skandalösen Massenarbeitslosigkeit, in der Finanzierung der deutschen Einheit und in der Alterung unserer Gesellschaft.

Wachstumsraten unter 2 % führen zu mehr Massenarbeitslosigkeit. Das angekündigte Investitionsprogramm ist da ein richtiger, aber nicht ausreichender Schritt.

Diese Maßnahmen werden nicht ausreichen, die notwendigen Impulse für mehr Wirtschaftswachstum zu setzen. Zumal dann, wenn staatliche Handlungsfähigkeit durch ein unsinniges Programm der Senkung der Steuerquote in einer Art Selbstkastration endet. Deutschland hat in Europa mit die niedrigste Steuerquote. Bei den Unternehmenssteuern kam es zu einem Einbruch des Steueraufkommens. 24 Milliarden € zahlen die Unternehmen seit 2001 weniger an Körperschaftssteuer. Großkonzerne mit guten Gewinnen haben sich für Jahre nahezu gänzlich von der Steuerzahlung verabschiedet.

Dies ist eine Politik, die in die Sackgasse führt. Die Agenda 2010 gibt keine überzeugenden und in die Zukunft weisenden Antworten auf die Wirtschaftsflaute und die Massenarbeitslosigkeit.

Hinzu kommt die demographische Entwicklung:

Heute zählt man auf 4 Mitbürger im erwerbsfähigen Alter einen Rentner oder eine Rentnerin.

2030 wird dies schon auf 2 Mitbürger zutreffen. 

Erhöht sich die Erwerbstätigenquote in Deutschland nicht, bedeutet dies, dass 2050 auf jeden Beschäftigten ein Rentner kommt.

Jedem ist klar: Die Politik muss darauf Antworten geben!

Was die Bundesregierung heute vorlegt, lässt keine Linien erkennen, die diesen Herausforderungen gerecht werden. Von der Opposition will ich gar nicht reden.

Die Menschen wissen über die Notwendigkeit von Reformen. Aber sie sind im gleichen Maße verunsichert. Jedes Reförmchen wird zum Allheilmittel hochgeredet. Statt an verantwortungsvollen Politikentwürfen zu arbeiten, herrscht blinder Aktionismus. 

Für mich reduziert sich die Agenda 2010 von „rot-grün“ darauf, dass wieder einmal das Sozialsystem als Verschiebebahnhof zur Sanierung der verschiedenen Haushalte herhalten soll.

Und die Menschen sind sensibel dafür, ob eine Maßnahme gerecht die Lasten und die Risiken verteilt, oder nur eine Bevölkerungsgruppe bevorzugt oder benachteiligt.

Hier sind manche Vorschläge der Agenda 2010 gerade Öl ins Feuer. Ein Beispiel: die geplante Entrechtung von älteren Arbeitnehmern. Was hier vorgeschlagen wird ist ungerecht und fordert unseren entschiedenen Widerstand.

Es ist keine gerechte Lastenverteilung, wenn die Beschäftigten, die am längsten in die Arbeitslosenversicherung einbezahlt haben und am stärksten von Dauerarbeitslosigkeit bedroht sind, am deutlichsten in ihren Versicherungsansprüchen beschnitten werden sollen! 

Dies gilt erst Recht, wenn, wie gewollt, nach Ablauf der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes der Abstieg auf das Niveau der Sozialhilfe erfolgen soll. Ich frage: wo bleibt da das Sozialstaatsprinzip? Ich kann es nicht mehr erkennen.

Es soll ganz offensichtlich der Ideologie geopfert werden, dass Not zur Arbeit treibt. Als ob unsere arbeitslosen Kolleginnen und Kollegen nicht Arbeit suchen würden, aber keine finden.

In Baden-Württemberg waren Ende Mai 334.340 Menschen arbeitslos. 88.191 davon waren 50 Jahre und älter. Zum gleichen Zeitpunkt gab es lediglich 53.427 offene Stellen. 

Angesichts dieser Zahlen ist die Ideologie, dass Not zur Arbeit treibt, blanker Zynismus. Alle, die ein soziales Gewissen haben, fordert dies zur Gegenwehr heraus.

Die Gewerkschaften müssen zwei Dinge leisten: Die Kritik an solchen Maßnahmen. Sie müssen aber auch selbst Reformlinien zeichnen, die wir heute in der Politik vermissen. 

Nehmen wir beispielsweise die Arbeitsmarktreformen. Natürlich müssen Sicherheit des Arbeitsplatzes und die soziale Sicherung bei Verlust des Arbeitsplatzes in einem ausgewogenen Verhältnis stehen.

Eine Gesellschaft, die Mobilität und Flexibilität fördern will und muss, die Qualifizierung fordert, die die Erwerbstätigkeit von Eltern verbessern will, muss sich Gedanken machen, wie sie Arbeitsplatzsicherheit und soziale Absicherung von Zeiten ohne Erwerbstätigkeit in eine neue Balance bringt.

Was die Bundesregierung jetzt plant, ist aber allein der Abbau sozialer Rechte: Sowohl Entlassungen sollen erleichtert werden, als auch die soziale Absicherung der Entlassenen abgebaut werden.

Das Krankengeld war bis heute eine Versicherungsleistung, die gerade bei schwerer Erkrankung die Menschen vor der nackten Armut (auf gewisse Zeit) schützt. Wer diese Risikoabsicherung aus der gesetzlichen Krankenversicherung herausgelöst und privatisiert, der privatisiert eines der großen Lebensrisiken der Menschen. Er geht damit noch hinter Bismarck im 19. Jahrhundert zurück.

Selbst die Wirtschaftsforschungsinstitute haben in ihrem Frühjahrsgutachten darauf hingewiesen, dass es viele gute Gründe für eine Privatisierung dort gibt, wo der Markt im Gesundheitswesen eine höhere Kosteneffizienz erzwingt. Dies sei aber beim Krankengeld nicht gegeben.

Nicht beim Preiskartell der Pharmaindustrie, nicht bei der Monopolstellung der kassenärztlichen Vereinigung, nicht bei der notwendigen Strukturbereinigung bei Überkapazitäten und Ineffizienz im Gesundheitswesen wird angesetzt, sondern dort, wo den Versicherten in die Tasche gegriffen werden kann. Gleichzeitig werden dort, wo die Gesundheitsrisiken am größten sind, Versicherungsleistungen zurückgefahren. 

Ich nenne das eine elementare Verletzung der Prinzipien des Sozialstaates. Dies hat mit einer notwendigen Reform des Gesundheitswesens nichts zu tun. Das ist ein Missbrauch des Wortes „Reform“. 

Deshalb fordern wir nach wie vor: nehmt die Privatisierung des Krankengeldes aus jeder Agenda heraus.

Ein letztes Beispiel dafür, wie man den „Mut zu Veränderungen“ selbst in Misskredit bringen kann, sind die Verlautbarungen der sog. Rürup-Kommission und anderer Lautsprecher in unserem Land (Hundt u.a.).

Was Rürup zur Rente mit 67 sagt, grenzt an Volksverdummung. Es ist doch klar: mit der Heraufsetzung des Renteneingangsalters auf 67 wird der reale Rentenzugang, der heute bei etwa 61 Jahren liegt, nur wenig beeinflusst. Wenn das so ist, dann geht es Rürup allein um höhere Abschläge bei einem früheren Rentenzugang. Das ist die wahre Absicht.

Wer Reformen will, der muss den Menschen die Wahrheit sagen und sie nicht an der Nase herumführen.

Wir müssen uns als Gewerkschaften darum bemühen, dass die Arbeits- und Leistungsbedingungen, aber auch die Qualifikation der Beschäftigten, ein Arbeitsleben bis 65 ermöglichen. Wir werden aber auch in Zukunft frühere Ausstiegsmöglichkeiten brauchen, und für beides ist die aktive Mitwirkung der Bundesregierung und der Arbeitgeber erforderlich. 

Es ist hohe Zeit für eine sozialdemokratisch geführte Regierung, sich um die Verbesserung von Arbeits- und Gesundheitsschutz, um bessere Qualifikation, um altersgerechte Arbeitsorganisation zu kümmern. Wer die These in die Welt setzen, die Älteren könnten länger arbeiten, wenn sie nur wollen, der ignoriert entweder die Wirklichkeit oder ist ein ideologischer Triebtäter.

Unsere älteren Kolleginnen und Kollegen sind keine Faulenzer und Drückeberger. 

Von einer rot-grünen Regierung erwarte ich, dass sie die Erhöhung der Erwerbstätigenquote von Älteren als ein notwendiges Reformprojekt an seinen Wurzeln anpackt. Seine Wurzeln sind der Verschleiß von Gesundheit und Qualifikation während der Arbeitsphase. Dieses Thema auf Rentenkürzungen zu reduzieren ist sachlich unzureichend und politisch blödsinnig. Wer Reformen will, braucht die Zustimmung der Menschen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

gegen eine Regierung, welcher Farbe auch immer, zu Felde zu ziehen ist das eine. Eigene Konzepte vorzulegen das andere. Beides müssen die Gewerkschaften leisten. Wir brauchen z.B. für die Finanzierung des Sozialstaates Alternativen. 

Warum?

Als die Bismarck’sche Sozialgesetzgebung vor 130 Jahren geschaffen wurde, war die durchschnittliche Lebenserwartung der Versicherten 2 bis 3 Jahre unter dem gesetzlichen Rentenalter. Heute liegt sie 13 Jahre darüber. Als 1962 das Bundessozialhilfegesetz verabschiedet wurde ging man davon aus, dass dieses Gesetz lediglich für Einzelfälle in ganz besonderen Notlagen notwendig sei. Heute beziehen 2,7 Mio. Menschen Sozialhilfe. Als 1969 das Arbeitsförderungsgesetz geschaffen wurde, dachten einige ernsthaft darüber nach, das Arbeitslosengeld als Relikt aus einer überwundenen Zeit abzuschaffen, da Vollbeschäftigung nachhaltig möglich sei. Heute beziehen 1,9 Mio. Menschen Arbeitslosengeld, 1,7 Mio. Arbeitslosenhilfe.

Diese wenigen Beispiele machen deutlich, dass sich die faktischen Grundlagen unserer sozialen Sicherungssysteme einschneidend geändert haben, und sie werden sich auch weiterhin ändern. Deshalb hilft es uns nicht, ausschließlich das Bestehende bewahren zu wollen und gegen Leistungskürzungen Widerstand zu leisten. Das ist zu wenig. Ja, wir müssen Widerstand leisten. Wir müssen aber gleichzeitig unsere Beiträge zur Lösung dieser Probleme formulieren.

Ich will ein Thema wenigstens ansprechen:

Heute werden ab der ersten Mark die Arbeitseinkommen durch Sozialabgaben belastet. 

Warum sollen nicht alle Einkommen, auch die aus Vermögen, am Sozialstaat beteiligt sein? 

Warum soll nicht auch in der Sozialversicherung eine Progression, gestaffelt nach Einkünften, erfolgen? 

Dies sind gewiss längerfristige Weichenstellungen. Wir müssen sie aber aktiv betreiben. Die Nur-Verteidigung der paritätischen Finanzierung der Versicherungssysteme führt sonst in eine weitere Kürzung und Privatisierung von Versicherungsleistungen.

Selbst wenn eine über den Bundesrat existierende de facto Große Koalition die Themen der Agenda 2010 in dieser oder jener Form durchsetzt, werden wir an den Themen dran bleiben müssen. Inhaltlich und in weiteren öffentlichen Aktionen.

Es geht um die Konturen des Sozialstaates im 21. Jahrhundert, den wichtige Akteure in Ökonomie und Politik zum Abbruch freigegeben wollen.

In dieser Situation müssen wir die politische Klugheit aufbringen konzeptionell nach vorne zu gehen und auf dieser Basis dann versuchen die Menschen zu gewinnen. Kluge Politik ist gefragt und nicht ein in die Sackgasse führender Aktionismus.

III.   Tatort Betrieb

In diesem Zusammenhang will ich weitere Aktivitäten unseres Bezirkes skizzieren. 2001/2002 starteten wir unsere Aktion „Tatort Betrieb“ mit dem neuen Thema „Stress“.

In Zeiten, in denen die wirtschaftliche Situation schwierig ist, setzen die Interessenvertretungen oft andere Prioritäten als den Arbeits- und Gesundheitsschutz.

Es kann Gewerkschaften aber nicht unbeeindruckt lassen, dass Leistungsdruck und Stress in den letzen Jahren stark zugenommen haben.

Die wirtschaftlichen und gesundheitlichen Folgekosten sind verheerend. Die Galup-Studie hat ergeben, dass nur noch 15 % der Beschäftigten engagiert arbeiten.
69 % machen Dienst nach Vorschrift und 16 % haben bereits innerlich gekündigt. 

Der gesamtwirtschaftliche Schaden wird mit 220 Milliarden € beziffert.

Ursache für diesen Frust bei den Beschäftigten ist schlechtes Management.

Zitat: "Deutsche Manager sind zu autoritär und lassen andere Meinungen selten zu" und "Es fehlen Lob und Anerkennung für gute Arbeit".

Die Diskussion um Krankenstände im Betrieb und der Arbeits- und Gesundheitsschutz im Betrieb bekommen durch diese Untersuchung eine andere Bedeutung. 

Es reicht nicht mehr aus, den hohen Krankenstand den Beschäftigten anzulasten und den Arbeits- und Gesundheitsschutz als Kostentreiber im Betrieb zu sehen.

Wer in einer immer komplexeren und damit auch komplizierteren Arbeitswelt wirtschaftlich arbeiten will, muss Bedingungen schaffen, dass die Beschäftigten diese Anforderungen auch erfüllen können. 

So wie es einen ständigen Verbesserungsprozess beispielsweise in der Produktion gibt, so muss es einen ständigen Verbesserungsprozess im Arbeits- und Gesundheitsschutz geben.

Wer auf Dauer produktive und engagierte Beschäftigte will, wird sich einem solchen Prozess nicht verschließen können.

Dies ist unser Anliegen bei "Tatort Betrieb".

Wir haben es geschafft, das Thema "Stress" zum Thema zu machen, sowohl innerhalb als auch außerhalb Baden-Württembergs, sowohl innerhalb als auch außerhalb der IG Metall.

Wir haben Forschungsprojekte zum Thema angestoßen und uns an Initiativen beteiligt. Es wurden und es werden in vielen Verwaltungsstellen Konferenzen zum Thema durchgeführt. Wir haben einen Meinungsaustausch zum Thema für Betriebsräte bis auf Bundesebene organisiert.

Die Aktion "Tatort Betrieb - Stress" wird noch bis in das Spätjahr 2004 laufen.

Wir wollen danach dem Gesundheitsbegriff der Weltgesundheitsorganisation näher gekommen sein: "Gesundheit ist der Zustand vollkommenem körperlichem, seelischem und sozialem Wohlbefindens und nicht allein das Freisein von Krankheiten und Gebrechen."

IV. Ausbildungssituation

Die Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt ist alarmierend. Im vergangenen Jahr wurden in Baden-Württemberg trotz steigender Schülerzahlen 5,8 % weniger Ausbildungsverträge abgeschlossen wie im Vergleich zum Vorjahr. in der Industrie waren es sogar 8,6 % weniger. 

Dieser Negativtrend wird sich in diesem Jahr beschleunigt fortsetzen. Ende April wurden den Arbeitsämtern im Land, im Vergleich zum Vorjahreszeitraum, ca. 14 % weniger Ausbildungsverträge gemeldet. Mit einem Minus von jeweils über 15 % sind die Metall- und Elektroberufe davon überproportional stark betroffen. Bundesweit werden 140.000 fehlende Ausbildungsstellen für dieses Jahr prognostiziert. 

Immer mehr Jugendliche bleiben ohne Ausbildung oder werden in perspektivlose schulische und außerbetriebliche Maßnahmen abgeschoben. Damit sind für die Betroffenen nachhaltige Gefährdungen ihrer beruflichen Zukunft verbunden. Ohne Erstausbildung ist die berufliche Entwicklungsmöglichkeit in hohem Maße eingeschränkt und die Beschäftigungsfähigkeit nachhaltig gefährdet. Ende April 2003 waren in Baden-Württemberg 343.226 Menschen arbeitslos gemeldet, davon waren 146.541 (42,7 %) ohne Berufsausbildung. Legt man dem die Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung  (IAB) gegenüber, wonach sich in naher Zukunft die Arbeitsplätze für An- und Ungelernte dramatisch reduzieren werden, so wird deutlich, dass fehlende Qualifikation ein entscheidender Risikofaktor für Arbeitslosigkeit darstellt.

Mit der Ausbildungsplatzmisere sind aber nicht nur Risiken für die jungen Menschen verbunden. Auch das duale System der Berufsausbildung und das auf Qualifikation beruhende Produktionsmodell in Deutschland gerät damit unter Druck. Die Ausbildungsquote ist nach Einschätzung aller Experten schon heute mit ca. 4 % viel zu gering. Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung drohen nun die Facharbeitsmärkte zu kollabieren. 

Eine Reform in der beruflichen Bildung ist überfällig. Wer weiterhin versucht, mit unverbindlichen Appellen an den Symptomen herumzudoktern, der verhält sich fahrlässig. Ich begrüße deshalb die Aussage von Gerhard Schröder bezüglich einer Ausbildungsplatzabgabe. Wer nicht ausbildet - und das sind in Deutschland über 70 % der Betriebe - der muss zahlen. Allerdings sage ich auch ganz deutlich, dass wir damit alleine die von mir skizzierten Probleme in der Ausbildungspolitik nicht bewältigen werden. Dem Ausbildungsplatzproblem ist mit karitativen Maßnahmen nicht beizukommen und lässt sich auch nicht auf ein Versorgungsproblem verengen. Wesentlich weiter gehen da die Vorschläge, die Prof. Rauner für die IG Metall in Baden-Württemberg erarbeitet hat (Gutachten von Prof. Rauner liegt in den Konferenzunterlagen).

Den Kern, der in der Expertise dargelegten Reformvorstellungen, bildet die Erhöhung der Ausbildungsqualität. Dies gründet auf der Annahme, dass der Schlüssel zur Erhöhung der Ausbildungsquote - eine Voraussetzung für die Aufrechterhaltung des Systems der dualen Berufsausbildung und letztlich des Produktionsmodells Deutschland-  in Maßnahmen liegt, die die Attraktivität der Ausbildung für die Jugendlichen und die Betriebe erhöht.

Wir haben uns mit diesen Ideen gestaltend in die politische Debatte eingebracht und damit einen Kontrapunkt gesetzt zu den auf Arbeitgeber- und Kammerseite gegenwärtig sehr populären Forderungen nach einer Beschneidung der Ausbildungsvergütung und dem Außerkraftsetzen der Übernahmeregelung. Wer so etwas vorschlägt und das Problem alleine zu Lasten der Jugendlichen lösen will, der hat offenbar nicht verstanden, um was es geht.

V.   Tarifpolitik

Als wir uns letztes Jahr zu unserer Bezirkskonferenz in Böblingen zusammen gefunden haben, konnten wir über einen Arbeitskampf erreichten Tarifabschluss werten und würdigen. Wir haben über diesen beispielhaften Arbeitskampf erreicht, dass die Beschäftigten am wirtschaftlichen Wachstum fair beteiligt werden. Mit jedem Monat seit unserem Abschluss im Mai 2002 ist der Wert unseres erstreikten Ergebnisses gestiegen.

Wir haben weiter den unumkehrbaren Einstieg in das Reformprojekt eines gemeinsamen Entgeltrahmentarifvertrages erreichen können und insoweit weist das Tarifergebnis über die Laufzeit des Tarifvertrages, der Ende diesen Jahres kündbar ist und den wir kündigen werden, hinaus. 

Ich will auch heute betonen, was ich letztes Jahr gesagt habe, dass die IG Metall den Arbeitgebern und unserer Gesellschaft zusagt, auch in Zukunft ihre Lohnpolitik verlässlich an der mittelfristigen Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität und Inflation zu orientieren.

Je nach Situation werden wir allerdings auch in Zukunft eine Umverteilungskomponente in unsere Forderungen aufnehmen.

Rückblickend will ich festhalten, beide Parteien gingen von Belebung der Wirtschaft im zweiten Halbjahr 2002 aus. Sie ist ausgeblieben. ohne die Automobilindustrie wären wir auch in Baden-Württemberg in einer wirtschaftlichen Not. Wir haben mit unserem Tarifabschluss die äußerste Grenze des Möglichen durch gesetzt. In meinen Augen ist es deshalb absurd, aber es ist trotzdem so, dass wir nach dem Tarifabschluss Tausende von Mitgliedern verloren haben. Das schmerzt uns alle sehr.

Wir müssen hier Schlussfolgerungen ziehen. Dies gilt für die Anlage der Tarifrunden. Dies reicht weit bis in die Inhalte gewerkschaftlicher Betriebspolitik hinein. 

Dies betrifft aber insbesondere unsere Ernsthaftigkeit mit der wir Lohnpolitik in die Herausforderungen nach Beschäftigung und Wachstum einordnen. 

Wir leben nicht in einem Raumschiff Enterprise - eine offensive und solidarische Lohnpolitik, wie wir sie wollen, muss sich den Herausforderungen einer globalisierten Ökonomie und eines einheitlichen Wirtschaftsraums Europa stellen.

Die Tarifrunde 2002 brachte uns verteilungspolitisch nach vorne. Dies galt nicht nur für die IG Metall, sondern einer Vielzahl von Branchen die sich an unserem Abschluss orientierten.

Und damit konnte in einer deutlich rezessiven Situation, Gegenimpulse für mehr Wachstum gesetzt werden. Aber Lohnpolitik ist strukturell überfordert, Wachstumskrisen alleine zu überwinden. Das gilt auch für das Argument des Nachfrageschubs. Tatsache war und ist, dass unsere Kolleginnen und Kollegen nur unbedeutend netto und real mehr in der Tasche am Ende des Jahres hatten. Die Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge, die Erhöhung von Gebühren, aber auch die 2002 noch etwas höhere Inflationsrate fraß den Lohnzuwachs nahezu auf.

Folie 1

In Folge setzte sich auch in Baden-Württemberg der Beschäftigungsrückgang fort.

Im Jahre 2002 und 2003 fort. Der Beschäftigungsstand im 1. Quartal 2003 im Verarbeitenden Gewerbes lag um über 2,2% unterhalb dessen des Vorjahres.

Dabei konzentrierte sich der Beschäftigungsabbau weiter insbesondere auf Arbeiter, und da auf einfache Tätigkeiten. Die ohnehin prekäre Arbeitsmarktsituation für diese Gruppe verschlechterte sich weiter. Gerade bei einfachen Produktionsarbeiten wirkt der Lohnkostendruck des Auslands oft deutlich. Und dies gilt auch für die Frage, ob es uns gelingt, Dienstleistungstätigkeiten in den Geltungsbereichen unserer Flächentarife für M+E zu halten.

Folie 2

Dies ist ganz sicher ein Zukunftsfeld: Denn schließlich standen den über 40.000 abgebauten Arbeitsplätzen im produzierenden Gewerbe Baden-Württembergs, 34 neue Jobs im Bereich der Dienstleistungen entgegen.

Dabei trifft die wachsende Arbeitslosigkeit in Baden-Württemberg die Regionen im Land höchst unterschiedlich. Gerade die Regionen Mannheim und Konstanz entwickeln sich weiter zu Problemregionen. 

Folie 3

Ohne den Fahrzeugbau wäre diese Entwicklung in Baden-Württemberg noch deutlicher. Dass es die Kolleginnen und Kollegen des Fahrzeugbaus waren, die am kritischsten das Tarifergebnis werteten, mag auch darin begründet sein.

Wir haben mit dem erstreikten, erkämpften Ergebnis 2002 auch den Einstieg in das Reformprojekt eines gemeinsamen Entgeltrahmentarifvertrages vereinbart. Mit den Vereinbarungen zu ERA und mit unserem Abschluss vom gestrigen Tage haben wir eines der größten entgeltpolitischen Reformprojekte der Nachkriegsgeschichte in der Metall- und Elektroindustrie verabredet. DIE Gleichstellung von Arbeitern und Angestellten und damit die Korrektur einer seit der bismarckschen Sozialgesetzgebung prägenden Unterscheidung der Klassen und Schichten unserer Gesellschaft ist erreicht.

Die Umsetzung des Grundsatzes „gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit“ in und die Schaffung gleicher Entwicklungsmöglichkeiten für alle Beschäftigten emanzipiert endlich gewerbliche Arbeit als gleichberechtigt anerkannte Arbeit und schafft Durchlässigkeit zwischen den heute nicht nur im Entgelt, sondern auch im sozialen Status separierten Gruppen der Beschäftigten.

Der ERA-Tarifvertrag macht deutlich, dass bisher unterbezahlte gewerbliche Facharbeit durch eine solidarische Umstrukturierung zukünftiger Entgeltzuwächse folgt.

Teil des Entgeltrahmentarifvertrages ist der Qualifizierungstarifvertrag, den wir vor zwei Jahren auch mit Hilfe von Warnstreiks erreichen konnten.

Die Qualifikation der Beschäftigten ist in einer wissensorientierten Wirtschaft von strategischer Bedeutung. Nach einer Untersuchung des Frauenhofer Instituts in Stuttgart geht heute mehr als die Hälfte der Wertschöpfung auf die Faktoren Wissen und Erfahrung zurück - mit steigender Tendenz. Solche Entwicklungen unterstreichen die ökonomische Dimension der Weiterbildung.

Wenn wir von Weiterbildung reden, meinen wir ganz bewusst eine Form von Bildung, und die lässt sich niemals nur eindimensional betriebswirtschaftlich legitimieren. Eine nachhaltige betriebliche Qualifizierungspolitik zielt nicht nur auf Anpassung und Erduldung, sondern bietet auch Möglichkeiten zum Verstehen und Gestalten der eigenen Lebens- und Arbeitssituation. 

Berufliche Kompetenzen bestimmen ganz wesentlich die Arbeits- und Entwicklungsbedingungen der Beschäftigten; sie entscheiden über die Beschäftigungsfähigkeit, über Karrierechancen, die Qualität der Arbeitsaufgaben und nicht zuletzt über die Verdienstchancen.

Mit dem neuen ERA gewinnt der Tarifvertrag zur Qualifizierung an zusätzlicher Bedeutung. Im verabredeten Stufenwertzahlverfahren beispielsweise ist die jeweils aktuelle berufliche, akademische sowie betrieblichen Ausbildung und Erfahrung ein zentrales Eingruppierungskriterium.

Die betriebliche Praxis hinkt der Relevanz, den der Qualifizierungstarifvertrag für eine nachhaltige Arbeits- und Betriebspolitik besitzt, leider noch etwas hinterher. Dies bestätigt auch eine Umfrage, die wir bei der Uni Tübingen (Reinhard Bahnmüller) in Auftrag gegeben haben und die zwischen Dezember 2002 und April 2003 durchgeführt wurde. Es ist an dieser Stelle nicht die Zeit, die Ergebnisse im Detail darzustellen; sie können im Internet auf der Seite des Bezirks in der Rubrik Berufliche Bildung heruntergeladen werden. 

Der Kenntnisstand über den Qualifizierungstarifvertrag ist ein Jahr nach Inkrafttreten insgesamt relativ gut. Etwa der Hälfte der befragten Personalmanager und Betriebsräte ist der Tarifvertrag im Detail bekannt. Lediglich einer Minderheit ist der Inhalt unbekannt.

Die Ergebnisse belegen ein unterschiedliches Interesse an der Umsetzung des Qualifizierungstarifvertrags und machen deutlich, dass wir es sind, die IG Metall und ihre Betriebsräte und Vertrauensleute, die ihre Gestaltungskraft einsetzen müssen, um den Tarifvertrag vor Ort mit Leben zu füllen.
Seit einigen Monaten gibt es zwischen dem Verband der Metall- und Elektroindustrie und der IG Metall in Baden-Württemberg Verhandlungen zum Thema Arbeitszeit.

Wir haben uns entschieden, die Verhandlungen zum Thema Arbeitszeit mit der Schwerpunktsetzung Arbeitszeitkonten mit dem Arbeitgeberverband Südwestmetall zu beginnen. Unsere Tarifverhandlungen sind in der Zwischenzeit fortgeschritten. Wir sind an einem Punkt angelangt, wo wir in nächster Zeit in unserer Tarifkommission diskutieren müssen, welchen Weg wir weiter gehen.

Ich will nur kurz erwähnen, dass die wirtschaftlich teilweise außerordentlich angespannte Situation uns dazu zwingt, uns intensiv mit Sanierungstarifverträgen zu befassen. 

Teilweise bekommen wir pro Woche fünf bis zehn Anforderungen. In erster Linie aus mittleren und kleineren Betrieben. Manches mal aber auch von bedeutend großen Unternehmen. Wir bearbeiten diese Verträge in engem Kontakt mit den Verwaltungsstellen aber auch mit den Betriebsräten und den Beschäftigten. Ziel ist es, Arbeitsplätze zu sichern und die Beschäftigten in Arbeit und Brot zu halten.

Das trifft auch für unsere Holz- und Kunststoffbranche zu. 

In über 25 Betrieben in Baden-Württemberg haben wir im letzten Jahr Sanierungstarifverträge abgeschlossen, die in der Regel die Absenkung der Arbeitszeit auf bis zu dreißig Stunden pro Woche und in wenigen Fällen auch die Reduzierung des Urlaubs- und Weihnachtsgeldes vorsieht. 

Wir haben 2002 für 22 Monate eine Tariferhöhung mit der holz- und kunststoffverarbeitenden Industrie vereinbart, die auch für 2003 eine gute Erhöhung  beinhaltet. Wir können aber die Augen in dieser Branche nicht davor verschließen, dass uns die wirtschaftliche Situation dazu zwingt, teilweise die zeitliche Streckung dieser Tariferhöhung zu vereinbaren. Wir haben weiter in dieser Branche zu verzeichnen, dass die Tariferhöhung teilweise angerechnet wird und ich erlaube mir darauf hinzuweisen, dass die holz- und kunststoffverarbeitende Industrie, insbesondere die Möbelindustrie und die Küchenindustrie in einer tiefen Wirtschaftskrise sind. Der Konkurrenzkampf ist gnadenlos. Wir haben Überkapazitäten am Markt. Wir versuchen das in der Bezirksleitung tarifpolitisch zu begleiten und das Beste für unsere Mitglieder daraus zu machen.

In unserer Branche Textil und Bekleidung haben wir gleichfalls große wirtschaftliche Probleme. Die Branche Textil-Bekleidung ist in Baden-Württemberg stärker rückläufig, als in Vergleich zum Bundesgebiet. Vor allem die Unternehmen der konsumnahen Maschen- und Heimtextilienindustrie haben sehr viel deutlicher die Konsumzurückhaltung der inländischen Verbraucherinnen und Verbraucher zu spüren bekommen.

Anders sieht es in den Betrieben aus, die technische Textilien herstellen. Dort konnten Arbeitsplätze teilweise sogar aufgestockt werden. Dies reicht allerdings nicht aus, um den konjunkturell bedingten Stellenabbau der klassischen Sparten der Textilindustrie auszugleichen.

Trotz dieses wirtschaftlichen Hintergrundes konnten wir im September letzten Jahres Tarifergebnisse erreichen, die sich ganz gewiss sehen lassen können. Wir haben ordentliche Lohn- und Gehaltserhöhungen erreicht und darüber hinaus eine weitere Regelung zur Altersvorsorge abgeschlossen.

Seit 1991 wird für die baden-württembergische Textilindustrie über einen Entgeltrahmentarifvertrag verhandelt. Einen ersten Abschluss gab es in der ostdeutschen Textilindustrie im Dezember letzten Jahres. Dies hat neue Bewegung in Baden-Württemberg gebracht. 

Wir haben einen neuen Lohnrahmentarifvertrag für Textil in Baden-Württemberg im Frühjahr erreicht. Wir haben aber gemeinsam beschlossen, diesen neuen Lohnrahmentarifvertrag jetzt nicht umzusetzen, sondern ihn als Grundlage für einen gemeinsamen Entgeltrahmentarifvertrag zu nehmen und sind jetzt dabei, mit Südwesttextil die Möglichkeiten eines solchen weitergehenden Tarifvertrages zu sondieren.

Im Metallhandwerk sind wir in der Situation einer über mindestens zwei Jahre andauernden Krise. Insbesondere im baunahen Bereich ist die Situation sehr angespannt. Seit 1994 haben wir in diesen Branchen einen starken Rückgang der privaten und öffentlichen Investitionen. Seit 1994 ist der Umsatz im Bauhauptgewerbe bis Ende 2002 um knapp 20 % gesunken. 

Im montierenden Handwerk sieht es zwar besser aus. Der Trend geht aber in dieselbe Richtung.

Starke Auftragseinbrüche, mörderischer Wettbewerb, großer Preisdruck, zum Teil ausgehend von Firmen mittel- und osteuropäischer Länder, sind die Branchen im montierenden Handwerk in einer sehr schwierigen Situation.

Dies hat Auswirkungen auf die Beschäftigten. Der Verzicht auf Urlaubsgeld und betriebliche Sonderzahlungen nimmt zu. Der krasseste Fall ist der Verzicht einer Belegschaft, gegen unsere Argumente, neben den genannten Zahlungen auf 25 % ihres Einkommens zu verzichten.

Im Kfz-Handwerk sind wir recht stabil. Wir haben ordentliche Tariferhöhungen vereinbart, jetzt erst vor wenigen Wochen. Dort ist Druck auf die Belegschaften dergestalt, dass in manchen Unternehmen den Beschäftigten unbezahlte Mehrarbeit versucht wird abzufordern. So soll dort die vereinbarte Einkommenserhöhung kompensiert werden.

Keinen Abschluss konnten wir bis dato im Karosserie- und Fahrzeugbauhandwerk erzielen. Hier weigern sich die Arbeitgeber schlicht und ergreifend, mit der IG Metall vor November weiter Tarifverhandlungen zu führen. Es wird die Verlängerung der Arbeitszeit um zwei Stunden pro Woche gefordert. Wir können zum heutigen Zeitpunkt noch nicht sagen, wie wir zu geschlossenen Tarifverträgen in dieser Handwerksbranche wieder kommen.

VI.   Betriebsratswahlen/Vertrauensleutearbeit
Man kann ja schwelgen in ihnen - den Träumen von Macht, Einfluss und breiter gesellschaftlicher Akzeptanz: Manchmal wird man dann doch etwas unsanft aus diesen Träumen gerissen.

Wahlen können so ein Anlass sein.

Beteiligung an und Ergebnisse von Wahlen spiegeln oft recht unerbittlich die Wichtigkeit und Richtigkeit des eigenen Handelns in den Augen der betroffenen Menschen.

Ein Stück weit mussten wir dies auch bei den letzten Betriebsratswahlen erfahren.

Das neue Betriebsverfassungsgesetz bot uns bessere Rahmenbedingungen zur Konstituierung von Betriebsräten und der Durchführung der Wahlen.

Doch verbesserte gesetzliche Rahmenregelungen können nur helfen. Sie lösen die eigenen Probleme nicht, wie sich deutlich zeigte.

Wir hatten das Ziel, die Zahl der Betriebe, in denen wir mit Betriebsräten vertreten sind, zumindest zu stabilisieren. Das haben wir nicht geschafft.

Während wir im Jahr 1998 noch 2103 Betriebe (nur Metaller) mit Betriebsrat registrieren konnten, liegt diese Zahl im Jahr 2002 bei 2018. Also fast 100 Betriebe weniger.

Natürlich gibt es dafür viele objektive Erklärungsursachen: Betriebs- und Standortschließungen, schlampige Erfassung, Betriebe, die zu klein wurden, um den Betriebsrat zu erhalten, usw.

Auf der anderen Seite wird diesen Einflussfaktoren natürlich auch durch Unternehmensaufspaltungen, Unternehmensneugründungen entgegen gewirkt. 

Die Zahl der in diesen Betrieben erfassten und damit betriebsrätlich vertretenen Beschäftigten sank zum Glück nicht so deutlich ab: von 697.928 in 1998 auf 688.050 in 2002.

Damit können wir feststellen, dass die Masse der Beschäftigten in den Betrieben der Metall und Elektroindustrie in Baden-Württemberg über den Schutz und die Begleitung durch Betriebsräte verfügen.  Dies ist  positiv hervorzuheben.

Weniger schön ist die Entwicklung der Wahlbeteiligung.

Ihr Rückgang liegt bei 4,5 %. Das ist Grund zur Sorge. 

Der Rückgang der Wahlbeteiligung kann ein gesunkenes Interesse der Beschäftigten an der Betriebsratstätigkeit bedeuten und schwächt damit die betriebliche Interessenvertretung. 

Eine Analyse dieser Entwicklung macht dafür verschiedene Faktoren verantwortlich: ausschlaggebend dafür ist der drastische Strukturwandel bei den Beschäftigten. Die IG Metall besitzt und besaß ihr Klientel traditioneller Weise in den angestammten Facharbeiterbereichen sowie bei den an- und ungelernten Arbeitern.

Angestellte, die mit der IG Metall sympathisierten, die Mitglied waren oder sogar aktiv mitarbeiteten, hatten häufig Karrieren aus dem gewerblichen Bereich in das Angestelltenverhältnis hinter sich.

Die Anzahl an- und ungelernter Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben schrumpft seit Jahren.

Gleichzeitig verlagert sich die Arbeitsnachfrage immer mehr auf besser- und hochqualifizierte Arbeitskräfte.

Große Zuwachraten sind bei den Absolventen von Universitäten und Fachhochschulen zu verzeichnen.

Diese stehen betrieblichen Interessenvertretungsstrukturen und/oder Gewerkschaften nach wie vor mit Distanz gegenüber. Sie werden künftig aber, davor kann man nicht länger die Augen verschließen, eine dominante Beschäftigtengruppe in unserem Organisationsbereich darstellen.

Die zweite Ursache ist die stärkere Ausprägung individueller Interessen und Lebenseinstellungen. Nicht nur bei den Angestellten, sondern auch bei den Arbeitern verändern sich die Perspektiven und Sichtweisen dramatisch.

Das Leben individueller Interessen gewinnt an Bedeutung. Traditionelle solidarische und kollektive Orientierungen verlieren dem gegenüber an Bedeutung. Dies ist nicht zu bedauern. 

Der dritte Erklärungsfaktor für die schwindende Wahlbeteiligung bestand im Frust von Beschäftigten über das nicht Zustandekommen von Persönlichkeitswahl in einzelnen Unternehmen.

Ich verstehe diese Punkte als Auftrag zum Handeln an uns: Wir wissen seit Jahren um das „Angestelltenproblem“.

Wenn es uns nicht gelingt, in dieser Berufsgruppe wirklich Fuß zu fassen, dann werden wir nicht mehr die Mehrheit der Beschäftigten vertreten.

Das ist eine der wesentlichen Zukunftsfragen, der wir uns stellen müssen: inhaltlich und in unserem Auftritt.

VII.   Mitglieder und Organisationsentwicklung

ich komme zur Mitgliederentwicklung in unserem Bezirk.

Sie macht mir ernsthafte Sorgen. 

Aus der Grafik könnt ihr die Entwicklung über einen Zeitraum von Ende Dezember 2001 bis zum Mai diesen Jahres verfolgen. 

Während wir in den ersten 5 Monaten des Vorjahres noch eine relativ stabile Entwicklung hatten, begannen ab Juni die Mitgliederzahlen zurückzugehen mit steigender Tendenz seit Januar diesen Jahres. 

Im dargestellten Zeitraum von 17 Monaten haben wir eine Abnahme bei den Mitgliedern von 4,2 % hinnehmen müssen. 

Neben Unzufriedenheit in Teilen unserer  Mitgliedschaft über den Tarifabschluss in der Metall- und Elektroindustrie im Mai 2002 ist das Auslaufen befristeter Verträge und der Beschäftigtenabbau die wesentliche Ursache dafür. 

Der Stabilisierung unserer betrieblichen Mitgliederbasis muss daher in den verbleibenden Monaten diesen Jahres höchste Priorität zukommen. 

Beim Blick auf die Kernbranchen in der Metall- und Elektroindustrie ergibt sich für den Bereich Straßenfahrzeuge eine positive Entwicklung bis zum Mai des letzten Jahres, danach ebenfalls ein Rückgang bei den betrieblichen Mitgliedern. 

Hier wirkt sich das Auslaufen der Befristungen und der Arbeitsplatzabbau insbesondere im Bereich der Nutzfahrzeugindustrie massiv aus. 

Das nächste Chart zeigt die Entwicklung für die Maschinenbaubetriebe, wo wir rd. 3,7 % der Mitglieder verloren haben.

Der Mitgliederrückgang offenbart aber auch nachhaltig unsere Schwäche in der Mitgliederstruktur. Wir haben den Wandel der Beschäftigung von gewerblicher Arbeit hin zu angestellter Arbeit nach wie vor nicht nachvollziehen können. 

Seit 1970 ist der Angestelltenanteil an den Beschäftigten in der Metallindustrie von damals 20 % auf heute 40 % im Durchschnitt unseres Bezirkes angestiegen. 

Unser Angestelltenanteil beträgt heute 16,5 % bei den betriebsangehörigen Mitgliedern.

1980 lag er bei 13,6 % bezogen auf die Gesamtmitgliedschaft. 

Da sich der Abbau von Arbeitsplätzen nach wie vor sehr stark im gewerblichen Bereich vollzieht, sind wir hier, wo wir überwiegend noch gute Organisationsgrade haben auch entsprechend stärker von Mitgliederverlusten betroffen. 

Insgesamt sind unsere Mitgliederzahlen in den Betrieben der Metall- und Elektroindustrie aber stärker zurückgegangen als die Anzahl der Beschäftigten. Dadurch haben wir an Organisationsstärke eingebüßt. 

Ich bitte euch daher nachdrücklich darum die Mitgliederwerbung in eurer betrieblichen Arbeit nach vorne zu rücken und klare Verantwortlichkeiten hierfür festzulegen.

Nach wie vor ist ein Gespräch mit den Menschen entscheidend für einen Beitritt zur IG Metall. Das belegen alle Umfragen.

Im jüngsten DGB-Trendbarometer gaben 70 % der Befragten an, dass sie noch nie auf einen Gewerkschaftsbeitritt angesprochen worden sind. 

Das darf nicht so bleiben. 

Dass wir Erfolge erreichen können belegt nachdrücklich unsere positive Entwicklung bei der Jugend und den Auszubildenden. Seit dem Tiefstand 1997 konnten wir uns dort kontinuierlich verbessern. Trotz rückgehender Ausbildungsplatzzahlen wollen wir diesen Trend auch in diesem Jahr fortsetzen und den neuen Ausbildungsjahrgang ab September mit mindestens 70 % in die IG Metall aufnehmen.

Bei den Jugendlichen konnten wir im Jahre 2002 mit 10931 Neuaufnahmen wiederum ein herausragendes Ergebnis erzielen. 

Das waren 47,7 % aller Neuaufnahmen im Bezirk. 

Ich möchte mich bei allen Kolleginnen und Kollegen, die herzu beigetragen haben, ganz herzlich bedanken.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich habe eure Zeit schon über Gebühr beansprucht. Trotzdem, einige Bereiche unserer Arbeit in der Bezirksleitung habe ich nicht erwähnt; den Rechtsschutz, unsere Zusammenarbeit mit unserer Schweizerischen Brudergewerkschaft SMUV und der Gewerkschaft Metall und Textil Österreichs, unserer Mitgliedergruppenarbeit und einiges andere. 

Wir haben als IG Metall in Baden-Württemberg insbesondere in unserem Stärkefeld Tarif einen weiteren Schritt nach vorne gemacht. Das Thema Arbeitszeit liegt vor uns und einige anderer Themen auch, insbesondere die uns die nächsten Jahre im Übermaße beschäftigende Umsetzung des ERA-Tarifvertrages. Ich bin optimistisch, wir werden das packen. Es gibt keinen Grund, dass wir daran zweifeln. Diese Herausforderung können und werden wir bewältigen. 

Die Mitgliederfrage stellt sich in meinen Augen gravierend bis dramatisch. Bis heute haben wir den Strukturwandel der Beschäftigen nicht bewältigt und in Mitgliederzahlen umsetzen können. Ich bin überzeugt davon, dass ein mehr von Flugblättern und lautere Argumentationen und Agitationen dieses Defizit nicht ändern werden. Wir müssen inhaltlich neue Wege gehen. Wir müssen Angebote an die Angestellten machen und wir müssen unseren Habitus verändern und das ganze läuft bei mir unter der Überschrift: „Die IG Metall muss sich ein Stück weit verändern“. Das ist ein schwieriges Unterfangen. Und damit ich nicht falsch verstanden werde, ändern heißt nicht weniger streitbar zu sein, heißt aber, dass wir eine differenzierte Politik betreiben, dass wir intelligente Konzepte in unseren Politikfeldern uns erarbeiten. Wenn ich am Verhandlungstisch sehr leise rede, dann wissen die Arbeitgeber, jetzt wird es richtig ernst. Also, lasst uns an unsere Tradition anknüpfen, sie bewahren, aber die liebgewordenen Pfade auch an manchen Stellen verlassen. In bin überzeugt, dass wir dann auch dort erfolgreich sein werden. 

Ich habe von euch viel Unterstützung, auch manchmal kritische Unterstützung erfahren. Ich danke euch dafür und für eure Arbeit im vergangenen Jahr.

Ich will mich an dieser Stelle auch ganz herzlich für die engagierte Arbeit meiner Kolleginnen und Kollegen in der Bezirksleitung bedanken. Auch sie haben eine gute Arbeit abgeliefert.

Wir werden auch die von mir skizzierten Probleme meistern. Wir müssen das und wir werden das. 

Herzlichen Dank für eure Aufmerksamkeit.

